Landtag


17. Wahlperiode


3. Sitzung vom 4. Oktober 2001


Sitzungsbericht





(Beginn um 9.01 Uhr.)





Vorsitzende: Erster Präsident Johann Hatzl, Zweite Präsidentin Erika Stubenvoll und Dritter Präsident Johann Römer.


Schriftführer: Die Abgen Franz Ekkamp, Volkmar Harwanegg, Marianne Klicka, Helga Klier, Rudolf Klucsarits, Robert Parzer, Brigitte Reinberger, Mag Thomas Reindl, Mag Heidrun Schmalenberg, Claudia Sommer-Smolik, Rudolf Stark, Erich VALENTIN, Kurt Wagner, Renate Winklbauer und Inge Zankl 


Präsident Johann Hatzl eröffnet die Sitzung.


 1. Präsident Johann Hatzl würdigt die 80-jährige Zugehörigkeit des Bundeslandes Burgenland zu Österreich und gratuliert den Burgenländern im Namen des Wiener Landtags zu ihren Leistungen und ihrer Erfolgsgeschichte. 


 2. Entschuldigt sind die Abgen Harry Kopietz, Mag Helmut Kowarik, Mag Alexander Neuhuber und Heike Zheden sowie zeitweilig Abg Waltraud Cecilé Cordon.


 3. In der Fragestunde werden von Präsident Johann Hatzl folgende Anfragen aufgerufen und von den Befragten beantwortet:


1. Anfrage (PrZ 0007/LM/01-KSP): Abg Karlheinz Hora an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt:


Österreich ist Mitglied der Europäischen Union und hat die beiden EU-Naturschutzrichtlinien (Vogelschutzrichtlinie und die Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie), in denen die Schaffung eines europaweiten ökologischen Netzwerks 'Natura 2000' vorgesehen ist, umzusetzen. Was ist der aktuelle Stand der Umsetzung dieser Richtlinien in Wien?


2. Anfrage (PrZ 0009/LM/01-KGR): Abg Susanne Jerusalem an den Landeshauptmann:


Die Bundesregierung hat im Zuge der Einsparungen im Bildungsbereich den jährlichen Pauschalbetrag von 10 000 ATS gestrichen, den Pflichtschullehrerinnen und Pflichtschullehrer für freiwillig erbrachte Leistungen (z B Schulsparen, Buchklub, Spendensammlungen, Wettbewerbe u v m) erhalten hatten. Die Vorarlberger SPÖ hat Lhptm Sausgruber (ÖVP) aufgefordert, das Land möge für diesen Einkommensverlust einspringen. Werden Sie sich als Wiener Landeshauptmann dafür einsetzen, dass dieser Vorschlag Ihrer Vorarlberger Parteikolleginnen und Parteikollegen in Wien umgesetzt wird?


3. Anfrage (PrZ 0012/LM/01-KVP): Abg Walter Strobl an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport:


Werden Sie sich dafür einsetzen, die entsprechenden Bestimmungen über die Qualitätskriterien für Kindertagesheime zu erweitern und zu verbessern?


(Redner: Abg Dr Matthias Tschirf zur Geschäftsordnung.)





(Die Sitzung wird um 9.33 Uhr unterbrochen und um 9.46 Uhr wieder aufgenommen.)





4. Anfrage (PrZ 0030/LM/01-KFP): Abg Michael Kreißl an den Landeshauptmann:


Welche Vorkehrungen wurden Ihrerseits bislang unternommen, um die Wiener Bevölkerung in Katastrophenfällen wirkungsvoll zu schützen?


5. Anfrage (PrZ 0011/LM/01-KVP): Abg Ingrid Korosec an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal:


Was werden Sie unternehmen, um die im Tätigkeitsbericht des UVS Wien geäußerten Missstände hinsichtlich der Arbeitsbedingungen abzuschaffen?


6. Anfrage (PrZ 0026/LM/01-KFP): Abg Ing Herbert RUDOLPH an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport:


Der Wiener Landeshauptmann erklärte, verpflichtende Deutschkurse und die Unterweisung über das Leben in Österreich zählt zu den humanen, pädagogisch sinnvollen und politisch vernünftigen schulischen Integrationsmaßnahmen. Ist dies für Sie handlungsleitendes Motiv Ihrer Ressortführung?


 4. (PrZ 4/AL/01) In der Aktuellen Stunde findet auf Antrag der Abg Susanne Jerusalem eine Aussprache über das Thema "Das Volksbegehren Sozialstaat Österreich und seine Bedeutung für Wien" statt.


(Redner: Die Abgen Susanne Jerusalem, Ingrid Korosec, Johann Römer, Martina Malyar, Dipl Ing Martin Margulies und Dr Andreas Salcher, StR Karin Landauer sowie Abg Barbara Novak-Schild.)


 5. (PrZ 259/MDLF/01) Die Abgen Dr Helmut GÜNTHER und Dr Herbert Madejski haben eine an den Landeshauptmann gerichtete Anfrage, betreffend Novellierung des Wiener Feuerwehrgesetzes, eingebracht und gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung die dringliche Behandlung verlangt.


An schriftlichen Anträgen wurden eingebracht: Von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus 2 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 2:


(PrZ 264/LAt/01) Der Antrag der Abg Dr Monika Vana sowie Freundinnen und Freunde, betreffend umgehende Entfernung von diskriminierenden Schmierparolen im öffentlichen Raum, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.


(PrZ 265/LAt/01) Der Antrag des Abg Mag Rüdiger Maresch sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Asbestentsorgung bei Abbrüchen, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zugewiesen.


(PrZ 266/LAt/01) Der Antrag der Abgen Ingrid Lakatha und Walter Strobl, betreffend gesetzliche Verankerung des Österreichischen Behindertensportverbands, wird dem Landeshauptmann zugewiesen.


(PrZ 267/LAt/01) Der Antrag der Abg Ingrid Korosec, betreffend Änderung des Kriegsgefangenenentschädigungs-���
gesetzes, wird dem Landeshauptmann zugewiesen.


Gemäß § 30 b Abs 1 der Geschäftsordnung wurden folgende zwei Gesetzesvorlagen eingebracht:


(PrZ 262/LAt/01) Die Gesetzesvorlage der Abgen Johann Römer, Ing Herbert RUDOLPH und Heinz Christian Strache, betreffend Entwurf eines Wiener Seniorengesetzes, wird dem Ausschuss für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport zugewiesen.


(PrZ 263/LAt/01) Die Gesetzesvorlage der Abgen Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch, Mag Heidrun Schmalenberg, Dr Johannes Hahn und Dr Sigrid Pilz, betreffend Änderung des Wiener Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetzes, wird dem Ausschuss für Gesundheits- und Spitalswesen zugewiesen.





Präsidentin Erika Stubenvoll nimmt eine Umstellung der Tagesordnung insoferne vor, als die Postnummern wie folgt gereiht werden:


Postnummern 1, 13, 15, 19, 14, 20, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 16, 17, 18, 8, 9, 10, 11, 12, 21 und 22.





Auf Vorschlag von Präsidentin Erika Stubenvoll beschließt der Landtag einstimmig, die auf der Tagesordnung stehende Wahl durch Handerheben durchzuführen:


 6. (PrZ 522/01-MDBLTG, P 1) An Stelle von Abg Martina Malyar, die als Ersatzmitglied aus dem Landessportrat ausgeschieden ist, wird entsprechend dem Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats Abg Sonja Kato zum Ersatzmitglied des Landessportrats gewählt.





Berichterstatter: Amtsf StR Mag Dr Andreas �Mailath-Pokorny


 7. (PrZ 477/01-MDBLTG, P 13) Die in der Beilage Nr 37 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Museen der Stadt Wien als Anstalt öffentlichen Rechts eingerichtet und deren Organisation, Betrieb und Erhaltung geregelt werden (Wiener Museumsgesetz – Wr MuG), wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben. 


(PrZ 270/LAt/01) Der Abänderungsantrag der Abgen Mag Heidemarie Unterreiner und Dr Andreas Salcher, betreffend das Wiener Museumsgesetz, wird abgelehnt.


(PrZ 271/LAt/01) Der Abänderungsantrag der Abgen Dr Matthias Tschirf und Dr Andreas Salcher, betreffend das Gesetz, mit dem die Museen der Stadt Wien als Anstalt öffentlichen Rechts eingerichtet und deren Organisation, Betrieb und Erhaltung geregelt werden (Wiener Museumsgesetz – Wr MuG), wird abgelehnt.


(PrZ 269/LAt/01) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abg Marie Ringler sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Enquete zur Ausgliederung der Museen der Stadt Wien, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft zugewiesen.


(PrZ 272/LAt/01) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abgen Dr Matthias Tschirf und Dr Andreas Salcher, betreffend Ausschluss von etwaigen Verzögerungen bei den Restitutionsbemühungen anlässlich der Ausgliederung der Wiener Museen, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft zugewiesen.


(Redner: Abg Marie Ringler, StR Dr Peter Marboe sowie die Abgen Mag Heidemarie Unterreiner, Dr Michael LUDWIG, Dipl Ing Martin Margulies und Dr Andreas Salcher.)





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 506/01-MDBLTG, P 15) Die in der Beilage Nr 35 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Zuweisung von Bediensteten der Gemeinde Wien an die Anstalt "Museen der Stadt Wien" erlassen (Wiener Museen – Zuweisungsgesetz) und das Wiener Personalvertretungsgesetz (5. Novelle zum Wiener Personalvertretungsgesetz) geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.


(PrZ 274/LAt/01) Der Abänderungsantrag der Abgen Dr Monika Vana und Marie Ringler sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Anwendung des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes auf die Wiener Museen, wird abgelehnt.


(PrZ 273/LAt/01) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abg Dr Monika Vana sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Mindestrechte für neue Museumsbedienstete, wird abgelehnt.


(Redner: Die Abgen Dr Monika Vana und Rudolf Hundstorfer, tatsächliche Berichtigung von Abg Dr Matthias Tschirf, Abg Dipl Ing Martin Margulies.)





Berichterstatterin: Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina


(PrZ 520/01-MDBLTG, P 19) Die in der Beilage Nr 36 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wasserversorgungsgesetz, LGBl für Wien Nr 10/1960, zuletzt geändert durch das Gesetz, LGBl für Wien Nr 46/2000, geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit bei Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Abgeordneten zum Beschluss erhoben.


(PrZ 275/LAt/01) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abgen Mag Wolfgang Gerstl, Rudolf Klucsarits und Robert Parzer, betreffend Abhaltung einer Enquete zur Erarbeitung von Maßnahmen für die bestmögliche Nutzung des Wiener Wasser, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt zugewiesen.


(Redner: Die Abgen Mag Rüdiger Maresch, Rudolf Klucsarits, Brigitte Reinberger, Mag Wolfgang Gerstl, Heinz Hufnagl, Mag Heidrun Schmalenberg, Kurth-Bodo Blind und Mag Rüdiger Maresch.)





Berichterstatterin: Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina


(PrZ 561/01-MDBLTG, P 14) Der Naturschutzbericht 2000 wird zur Kenntnis genommen.


(PrZ 276/LAt/01) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag des Abg Mag Rüdiger Maresch sowie Freundinnen und Freunde sowie der Abgen Petra Bayr und Rudolf Klucsarits, betreffend Temelin-Resolution, wird dem Landeshauptmann zugewiesen.


(PrZ 277/LAt/01) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abgen Brigitte Reinberger, Mag Hilmar Kabas, Kurth-Bodo Blind und Mag Heidrun Schmalenberg, betreffend Stilllegung des Atomkraftwerks Temelin, wird abgelehnt.


�
(Redner: Die Abgen Mag Rüdiger Maresch, Rudolf Klucsarits, Brigitte Reinberger, Petra Bayr und Kurth-Bodo Blind.)





(Die in Verhandlung stehende Postnummer 14 wird zur Behandlung der Dringlichen Anfrage um 16.00 Uhr unterbrochen.)





 8. (PrZ 259/MDLF/01) Die Dringliche Anfrage der Abgen Dr Helmut GÜNTHER und Dr Herbert Madejski, betreffend Novellierung des Wiener Feuerwehrgesetzes, wird nach Verlesung durch Schriftführerin Abg Brigitte Reinberger von Abg Dr Helmut GÜNTHER begründet und von Lhptm Dr Michael Häupl mündlich beantwortet und anschließend eine Debatte abgeführt.


(Redner: Die Abgen Dr Herbert Madejski und David Ellensohn, tatsächliche Berichtigung von Abg Dr Herbert Madejski, die Abgen Rudolf Klucsarits, Dr Kurt Stürzenbecher, Michael Kreißl, Helga Klier und Gerhard Pfeiffer.)





(Die Debatte über die Postnummer 14 wird um 18.01 Uhr wieder fortgesetzt.)


(Redner: Die Abgen Kurth-Bodo Blind, Robert Parzer, Ing Herbert RUDOLPH und Josef Wagner zur Postnummer 14.)





Folgende zwei Anträge der Landesregierung werden nach erfolgter Berichterstattung ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatterin: Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina


(PrZ 521/01-MDBLTG, P 20) Die in der Beilage Nr 39 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Wiener Landarbeitsordnung 1990, LGBl für Wien Nr 33, zuletzt geändert durch das Gesetz, LGBl für Wien Nr 11/2001, geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 198/01-MDBLTG, P 2) Die in der Beilage Nr 7 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Betriebsaktionen-Verbotsgesetz aufgehoben wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben. 





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 330/01-MDBLTG, P 3) Die in der Beilage Nr 20 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz betreffend den Grunderwerb durch Ausländer in Wien (Wiener Ausländergrunderwerbsgesetz) geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben. 


(Redner: StR Mag Maria Vassilakou sowie die Abgen Dr Wolfgang Ulm, Michael Kreißl, Nurten Yilmaz und Dr Matthias Tschirf.)





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 349/01-MDBLTG, P 4) Die in der Beilage Nr 27 enthaltene Vorlage eines Gesetzes über den Schutz personenbezogener Daten (Wiener Datenschutzgesetz – WR DSG), wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben. 


(Redner: Die Abgen Dipl Ing Martin Margulies, Dr Wolfgang Ulm, Dr Helmut GÜNTHER, Rudolf Hundstorfer, Godwin Schuster und Michael Kreißl.)





Folgende fünf Anträge der Landesregierung werden nach erfolgter Berichterstattung ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 400/01-MDBLTG, P 5) Die in der Beilage Nr 28 enthaltene Vorlage eines Gesetzes über eine Änderung der Grenze zwischen dem 16. und 17. Bezirk wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben. 





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 431/01-MDBLTG, P 6) Die in der Beilage Nr 30 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Wiener Gemeindewahlordnung 1996 geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben. 





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 432/01-MDBLTG, P 7) Die in der Beilage Nr 31 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Prostitutionsgesetz geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben. 





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 558/01-MDBLTG, P 16) Die in der Beilage Nr 40 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994 (11. Novelle zur Dienstordnung 1994), die Vertragsbedienstetenordnung 1995 (11. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung 1995), die Besoldungsordnung 1994 (16. Novelle zur Besoldungsordnung 1994), das Wiener Karenzurlaubszuschussgesetz (3. Novelle zum Wiener Karenzurlaubszuschussgesetz), das Wiener Bedienstetenschutzgesetz 1998 (1. Novelle zum Wiener Bedienstetenschutzgesetz 1998), das Unfallfürsorgegesetz 1967 (12. Novelle zum Unfallfürsorgegesetz 1967), die Pensionsordnung 1995 (10. Novelle zur Pensionsordnung 1995), das Wiener Gleichbehandlungsgesetz (4. Novelle zum Wiener Gleichbehandlungsgesetz), das Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechts-gesetz 1995 (2. Novelle zum Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995), das Ruhe- und Versorgungsgenusszulagegesetz 1995 (6. Novelle zum Ruhe- und Versorgungsgenusszulagegesetz 1995) und das Wiener Bezügegesetz 1997 (2. Novelle zum Wiener Bezügegesetz 1997) geändert werden, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 560/01-MDBLTG, P 17) Die in der Beilage Nr 42 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Vertragsbedienstetenordnung 1995 geändert wird (12. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung 1995), wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 567/01-MDBLTG, P 18) Die in der Beilage Nr 41 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Personalvertretungsgesetz (5. Novelle zum Wiener Personalvertretungsgesetz) und das Wiener Zuweisungsgesetz (1. Novel-�
le zum Wiener Zuweisungsgesetz) geändert werden, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.


(PrZ 278/LAt/01) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abgen Michael Kreißl, Barbara Schöfnagel und Dr Helmut GÜNTHER, betreffend Wiener Personalvertretungsgesetz, wird abgelehnt.


(Redner: Die Abgen Dr Monika Vana, Michael Kreißl und Godwin Schuster.)





Folgende drei Anträge der Landesregierung werden nach erfolgter Berichterstattung ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatterin: LhptmSt Grete Laska


(PrZ 416/01-MDBLTG, P 8) Die in der Beilage Nr 29 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Sportstättenschutzgesetz, LGBl für Wien Nr 29/1978, geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben. 





Berichterstatterin: LhptmSt Grete Laska


(PrZ 450/01-MDBLTG, P 9) Die in der Beilage Nr 32 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Pflegegeldgesetz – WPGG geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben. 





Berichterstatterin: LhptmSt Grete Laska


(PrZ 451/01-MDBLTG, P 10) Die in der Beilage Nr 33 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz, mit dem der Fonds "Wiener Jugendhilfswerk" errichtet wird, aufgehoben wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben. 





Berichterstatterin: LhptmSt Grete Laska


(PrZ 470/01-MDBLTG, P 11) Die in der Beilage Nr 34 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Sozialhilfegesetz – WSHG geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben. 


(PrZ 279/LAt/01) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abg Susanne Jerusalem sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Änderung des Sozialhilfegesetzes, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport zugewiesen.


(PrZ 280/LAt/01) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abg Susanne Jerusalem sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Geltendmachung von Ersatzansprüchen, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Ju-�


�gend, Soziales, Information und Sport zugewiesen.


(Rednerin: Abg Susanne Jerusalem.)





Folgender Antrag der Landesregierung wird nach erfolgter Berichterstattung ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatterin: LhptmSt Grete Laska


(PrZ 489/01-MDBLTG, P 12) Die in der Beilage Nr 38 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz zum Schutz der Jugend (Wiener Jugendschutzgesetz 1985) geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben. 





Berichterstatterin: Abg Mag Sonja Wehsely


(PrZ 507/01-MDBLTG, P 21) Dem Ersuchen des Bezirksgerichts Innere Stadt Wien, Abt 15 U vom 14. August 2001, GZ 15 U 398/01f um Zustimmung zur Verfolgung des Herrn Abg Mag Rüdiger Maresch wegen des Verstoßes gegen § 111 StGB wird nicht stattgegeben.


(Redner: Die Abgen David Ellensohn, Dr Helmut GÜNTHER und Günter Kenesei, tatsächliche Berichtigungen von den Abgen Martina Malyar und Dr Helmut GÜNTHER.)





Folgender Antrag der Landesregierung wird nach erfolgter Berichterstattung ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatterin: Abg Josefa Tomsik


(PrZ 587/01-MDBLTG, P 22) Der Betätigung der Mitglieder des Wiener Landtags, Christian Deutsch als Mitglied des Aufsichtsrats der Sozialbau Gemeinnützige Wohnungs-aktiengesellschaft, Georg Fuchs als Mitglied des Aufsichtsrats der STUWO Gemeinnützige Studentenwohnheim AG, Dr Johannes Hahn als Aufsichtsvorsitzender der Admiral Sportwetten AG und Alleinvorstand der Novomatic AG, Volkmar Harwanegg als Mitglied des Aufsichtsrats (vom Betriebsrat delegiert) der PSK AG, Harry Kopietz als Aufsichtsratsvorsitzender-Stellvertreter der Sozialbau Gemeinnützige Wohnungs AG, Mag Helmut Kowarik als Geschäftsführer der Pharmatan GesmbH, Mag Thomas Reindl als Mitglied (Belegschaftsvertreter) im Generalrat der Oesterreichischen Nationalbank AG, Friedrich Strobl als Geschäftsführer der Fanshop Strobl GesmbH, Josef Wagner als Mitglied des Vorstands der CEPIF Holding AG und als Mitglied des Vorstands der Moldan Property Holding AG und Kurt Wagner als Mitglied des Aufsichtsrats (vom Betriebsrat delegiert) der Österreichischen Beamtenversicherung, wird zugestimmt.





(Schluss um 22.20 Uhr.)
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